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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 
 
Az: B 11 AL 149/09 B 
 
L 9 AL 36/09 (Hessisches LSG) 
S 1 AL 258/06 (SG Darmstadt) 
 
 
 
…………………………… , 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigter: …………………………………, 
 
 
 

g e g e n 
 
 
Bundesagentur für Arbeit, 
Regensburger Straße 104, 90478 Nürnberg, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

Der 11. Senat des Bundessozialgerichts hat am 22. Dezember 2009 durch 

die Vizepräsidentin   Dr.  W e t z e l - S t e i n w e d e l     sowie den Richter 

Dr.  L e i t h e r e r    und die Richterin   Dr.  R o o s   

beschlossen:  

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Beschluss des 
Hessischen Landessozialgerichts vom 27. Juli 2009 wird als unzulässig verworfen. 
 
Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde ist unzulässig. Die geltend gemachten Zulassungsgründe - grundsätzliche 

Bedeutung der Rechtssache, Verfahrensfehler des Landessozialgerichts (LSG) - sind nicht in 

der nach § 160a Abs 2 Satz 3 Sozialgerichtsgesetz (SGG) gebotenen Weise dargelegt bzw 

bezeichnet. 

 

1. Die grundsätzliche Bedeutung einer Rechtssache (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG) lässt sich nur 

darlegen, indem die Beschwerdebegründung ausführt, welche Rechtsfrage sich stellt, deren 

Klärung über den zu entscheidenden Einzelfall hinaus aus Gründen der Rechtseinheit oder 

Rechtsfortbildung im allgemeinen Interesse erforderlich (Klärungsbedürftigkeit) und deren 

Klärung durch das Revisionsgericht zu erwarten (Klärungsfähigkeit) ist (BSG SozR 1500 § 160a 

Nr 60 und 65; SozR 3-1500 § 160a Nr 16 mwN - stRspr; vgl auch BVerfG SozR 3-1500 § 160a 

Nr 7). Die Beschwerdebegründung hat deshalb auszuführen, inwiefern die Rechtsfrage nach 

dem Stand von Rechtsprechung und gegebenenfalls des Schrifttums nicht ohne weiteres zu 

beantworten ist, und es ist der Schritt darzustellen, den das Revisionsgericht zur Klärung der 

Rechtslage im Allgemeininteresse vornehmen soll (BSG SozR 1500 § 160a Nr 31). Diesen An-

forderungen genügt die Beschwerdebegründung des Klägers und Beschwerdeführers nicht. 

 

Zweifelhaft ist bereits, ob die aufgeworfene Rechtsfrage, der grundsätzliche Bedeutung zu-

kommen soll, in einem etwaigen Revisionsverfahren vom Bundessozialgericht (BSG) mit einer 

verallgemeinerungsfähigen Aussage beantwortet werden kann (vgl BSG SozR 1500 § 160a 

Nr 7; Lüdtke in Hk-SGG, 3. Aufl, § 160 RdNr 10). Denn in der Beschwerdebegründung wird als 

Rechtsfrage formuliert, es sei zu klären, ob für die Auslegung von arbeitsgerichtlichen Ver-

gleichen Hinweise des Gerichts auch dann heranzuziehen seien, wenn diese von den Parteien 

anlässlich des Vergleichsabschlusses lediglich "duldend hingenommen" würden oder ob es 

- wie das LSG meine - hierfür einer ausdrücklichen, auf den Hinweis des Gerichts bezug-

nehmenden Erklärung der Vergleichsparteien bedürfe. Bei dieser Fragestellung ist nicht zu er-

kennen, wie eine über den Einzelfall hinausreichende und nicht nur auf die besonderen Um-

stände der vorliegenden Fallkonstellation zugeschnittene Beantwortung ausfallen könnte.  

 

Unabhängig davon hat der Beschwerdeführer aber jedenfalls die Klärungsbedürftigkeit und die 

Klärungsfähigkeit der formulierten Frage nicht hinreichend dargelegt, da er in seiner Be-

gründung den entscheidungserheblichen Sachverhalt wie auch die rechtlichen Erwägungen des 

LSG nur unvollständig darstellt und im Übrigen einen über die zitierte Rechtsprechung des 

Bundesarbeitsgerichts hinausgehenden Klärungsbedarf nicht nachvollziehbar aufzeigt. Die 

Ausführungen der Beschwerdebegründung beziehen sich vielmehr im Kern nur auf die Frage, 

ob das LSG im Ergebnis zutreffend entschieden hat oder nicht. Über die Richtigkeit der an-

gefochtenen Entscheidung ist aber im Nichtzulassungsbeschwerdeverfahren nicht zu befinden 

(vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 7; stRspr).  
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2. Nach § 160a Abs 2 Satz 3 SGG muss in der Begründung der Beschwerde der Verfahrens-

mangel, auf dem das Urteil des LSG beruhen soll, bezeichnet werden. Eine Bezeichnung in 

diesem Sinne liegt nur vor, wenn die den Mangel (angeblich) begründenden Tatsachen 

substantiiert und schlüssig dargetan sind (ua BSG SozR 1500 § 160a Nr 14; SozR 3-1500 § 73 

Nr 10). Es genügt also nicht die Bezugnahme auf die angegriffene Entscheidung des LSG. Das 

BSG muss vielmehr allein anhand der Beschwerdebegründung darüber entscheiden können, 

ob ein Verfahrensmangel in Betracht kommt, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen 

kann (BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 4). Macht der rechtskundig vertretene Beschwerdeführer 

geltend, das LSG sei einem Beweisantrag ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt (§ 160 

Abs 2 Nr 3 SGG), erfordert die Darlegungspflicht nach ständiger Rechtsprechung die Be-

zeichnung eines für das Revisionsgericht ohne weiteres auffindbaren Beweisantrags, der sich 

auf Tatsachen bezieht, die nach der Rechtsauffassung des LSG entscheidungserheblich sind; 

dabei muss der Beweisantrag in der mündlichen Verhandlung gestellt sein oder im Verfahren 

nach § 153 Abs 4 SGG im letzten Schriftsatz vor der Entscheidung deutlich machen, welche 

Tatsachen der Beschwerdeführer geklärt wissen will und welcher Beweismittel sich das LSG 

bedienen soll (vgl zur "Warnfunktion" ua BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 9, 29 und 31, jeweils 

mwN).  

 

Der vom Kläger vorgelegten Beschwerdebegründung lässt sich schon nicht eindeutig ent-

nehmen, welche Beweismittel dem LSG angeboten worden sind und ob es sich bei den er-

wähnten Beweisanträgen überhaupt um aufrechterhaltene, die "Warnfunktion" beachtende Be-

weisanträge gehandelt hat (vgl ua BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 9). Allein aus dem Beschwerde-

vorbringen lässt sich auch nicht nachvollziehen, inwiefern das LSG nach seiner Rechtsauf-

fassung zu weiterer Beweiserhebung verpflichtet gewesen sein könnte.  

 

3. Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab, weil sie nicht geeignet ist, zur Klärung 

der Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen (§ 160a Abs 4 Satz 2 Halbsatz 2 

SGG). 

 

Die unzulässige Beschwerde ist zu verwerfen (§§ 160a Abs 4 Satz 1, 169 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 193 SGG.  
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